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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 KR 325/03
Datum 12.10.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 83/05
Datum 04.04.2006

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts Augsburg
vom 12. Oktober 2004 sowie der Bescheid der Beklagten vom 7. Oktober 2003 in
der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 7. November 2003 aufgehoben und
die Beklagte verurteilt, der KlÃ¤gerin die Kosten einer Haushaltshilfe in HÃ¶he von
1.150,48 EUR fÃ¼r den Zeitraum 26. August bis 17. September 2003 zu erstatten.
II. Die Beklagte trÃ¤gt die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt Kostenerstattung fÃ¼r die Mutterschaftsleistung
Haushaltshilfe in der Zeit 26.08. bis 17.09.2003 in HÃ¶he von EUR 1.150,48.

1.

Die KlÃ¤gerin war ab 11.03.2003 bei der BKK M. familienversichert. Wegen
Arbeitslosengeldbezuges war sie ab 18.07.2003 pflichtversichertes Mitglied der
Beklagten bis 30.11.2003.
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Am 21.08.2003 beantragte sie die Bewilligung einer Haushaltshilfe von vier
Stunden/Tag ab 25.08.2003 bei der BKK M â�¦ Vorausgegangen war ein stationÃ¤rer
Krankenhausaufenthalt vom 14. bis 19.08.2003 wegen FrÃ¼hgeburtsbestrebungen
bei akuter Laryngitis sowie Ã�berbelastung, insbesondere wegen der Betreuung des
2000 geborenen Sohnes L â�¦ Dem Antrag beigefÃ¼gt war eine Ã¤rztliche
Bescheinigung des behandelnden Frauenarztes Dr.B. vom 20.08.2003 mit den
Diagnosen Cervixinsuffizienz sowie FrÃ¼hgeburtsbestrebung und mit der
BegrÃ¼ndung fÃ¼r die Notwendigkeit der Haushaltshilfe, dass eine FrÃ¼hgeburt zu
vermeiden sei. Am 22.08.2003 bewilligte die BKK M. die begehrte Haushaltshilfe.
Mit Schreiben vom 01.09.2003 teilte sie mit, die KlÃ¤gerin sei nach neuerer
Auskunft ab 18.07.2003 bei der Beklagten versichert, so dass ein
Leistungsanspruch nicht bestehe und die Bewilligung ungÃ¼ltig sei.

Daraufhin beantragte die KlÃ¤gerin mit Eingang bei der Beklagten am 10.09.2003
die Haushaltshilfe. Die Beklagte holte eine Stellungnahme des MDK in Bayern zur
Notwendigkeit der Haushaltshilfe ein mit der Angabe, nach Rechtsprechung,
Literatur sowie diversen Gutachten kÃ¤me eine Haushaltshilfe nur in begrÃ¼ndeten
EinzelfÃ¤llen, so wenn strikte Bettruhe einzuhalten sei, in Betracht. Die Beklagte
gehe davon aus, dass eine normale Schwangerschaft bestehe. Daraufhin fÃ¼hrte
der MDK aus, dass unter diesen PrÃ¤missen die Voraussetzungen einer
Hilfebewilligung nicht erfÃ¼llt seien.

Mit Bescheid vom 07.10.2003 lehnte die Beklagte die Haushaltshilfe mit der
BegrÃ¼ndung ab, dass Haushaltshilfe wÃ¤hrend der Schwangerschaft in
begrÃ¼ndeten EinzelfÃ¤llen geleistet werden kÃ¶nne, sofern diese medizinisch
dringend erforderlich sei, insbesondere bei Risikoschwangerschaft, bei welcher
zudem strenge Bettruhe einzuhalten sei. Entsprechend der Beurteilung des MDK
bestehe bei der KlÃ¤gerin jedoch keine Risikoschwangerschaft mit einzuhaltender
strenger Bettruhe.

Mit Widerspruch vom 16.10.2003 legte die KlÃ¤gerin eine BestÃ¤tigung des Dr.B.
vom 22.10.2003 vor, wonach ein anamnestisches Risiko zur FrÃ¼hgeburt bestehe,
die stationÃ¤re Krankenhausbehandlung aufgrund einer CervikalkanallÃ¤nge von
3,1 cm erfolgt sei und regelmÃ¤Ã�ige vorzeitige Wehen bei cervikaler Insuffizienz
sowie ein progredient psychisch-physisches Belastungssyndrom die Haushaltshilfe
notwendig machten; zusÃ¤tzlich reichte die KlÃ¤gerin eine Abrechnung des
Familienpflegewerks L. in HÃ¶he von EUR 1.150,48 fÃ¼r Leistungen vom 26.08. bis
20.09.2003 ein. Mit Widerspruchsbescheid vom 07.11.2003 lehnte die Beklagte den
Widerspruch erneut mit der BegrÃ¼ndung ab, ein Ausnahmetatbestand zur
GewÃ¤hrung von Haushaltshilfe wÃ¤hrend Schwangerschaft, insbesondere
BettlÃ¤gerigkeit, habe nicht vorgelegen.

2.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht Augsburg hat die
KlÃ¤gerin beantragt, die Kosten der Haushaltshilfe von 1.150,48 EUR zu
Ã¼bernehmen. Sie hat ausgefÃ¼hrt, dass sie wegen der Betreuung des Sohnes L.
und der beruflich bedingten Ortsabwesenheit des Ehemannes im streitigen
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Zeitraum Haushaltsarbeiten nicht habe leisten kÃ¶nnen. In der Folge habe sie sich
durch einen Nordseeurlaub, wÃ¤hrend dem ihre Mutter und Schwester den Sohn L.
betreut hÃ¤tten, psychisch und physisch erholt, habe jedoch spÃ¤ter erneut strikte
Bettruhe einhalten mÃ¼ssen und vom 18.11. bis 30.11.2003 erneut Haushaltshilfe
durch die Schwester und die Mutter erhalten. DafÃ¼r habe die Beklagte die
Fahrtkosten in HÃ¶he von 315,56 EUR erstattet.

Mit Urteil vom 12.10.2004 hat das Sozialgericht die Klage mit der BegrÃ¼ndung
abgewiesen, zwar setze die gesetzliche Regelung fÃ¼r die GewÃ¤hrung von
Haushaltshilfe bei Schwangerschaft keine strikte Bettruhe voraus, vielmehr
genÃ¼ge auch eine teilweise UnmÃ¶glickeit der WeiterfÃ¼hrung des Haushaltes.
Jedoch kÃ¶nne nicht schon jede EinschrÃ¤nkung der HaushaltsfÃ¼hrung einen
Anspruch auf Haushaltshilfe begrÃ¼nden. Entsprechende UmstÃ¤nde hÃ¤tten nicht
vorgelegen, denn die KlÃ¤gerin habe im streitigen Zeitraum Arbeitslosengeld
bezogen, habe sich also dem allgemeinen Arbeitsmarkt zur VerfÃ¼gung gestellt,
ohne eine ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung der Arbeitsagentur vorzulegen und
ohne dort eine EinschrÃ¤nkung der VermittlungsfÃ¤higkeit anzugeben, so dass von
einer nicht wesentlich eingeschrÃ¤nkten LeistungsfÃ¤higkeit im Haushalt
auszugehen sei. Auch habe eine KrankenhausbehandlungsbedÃ¼rftigkeit im
streitigen Zeitraum nicht vorgelegen.

3.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin Berufung eingelegt mit der BegrÃ¼ndung, aus dem
Entlassungsbericht des Krankenhauses L. sowie den BestÃ¤tigungen des Dr.B.
ergebe sich, dass sie im fraglichen Zeitraum eine Haushaltshilfe benÃ¶tigt habe.
Aufgrund einer Problemschwangerschaft und der erforderlichen Schonung sei sie
zur FÃ¼hrung des Haushaltes nicht mehr in der Lage gewesen. Sie sei davon
ausgegangen, dass sie wÃ¤hrend des Arbeitslosengeldbezuges wegen der
Schwangerschaft nicht vermittelt werden wÃ¼rde. Im Ã�brigen habe sie nach
einem Wechsel zur BKK M. zum 01.12.2003 von dort problemlos Mutterschaftshilfen
erhalten.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts Augsburg vom 12.10.2004 sowie des Bescheides vom 07.10.2003 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 07.11.2003 zu verurteilen, die Kosten
der Haushaltshilfe im Zeitraum 26.08. bis 17.09.2003 in HÃ¶he von EUR 1.150,48
zu erstatten.

Die Beklagte beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des
Sozialgerichts Augsburg vom 12.10.2004 zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 04.04.2006 waren
die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit.
Darauf sowie auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge wird zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) und auch begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 07.10.2003 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 07.11.2003, mit dem es die Beklagte abgelehnt hat,
der KlÃ¤gerin auf Antrag vom 21.08.2003 eine Haushaltshilfe als Leistung bei
Schwangerschaft zu gewÃ¤hren. Diese Entscheidung ist rechtswidrig und verletzt
die KlÃ¤gerin in ihrem Anspruch auf Haushaltshilfe gemÃ¤Ã� Â§ 38 SGB V in
Verbindung mit Â§ 199 Reichsversicherungsordnung â�� RVO -. Die KlÃ¤gerin hat
einen Anspruch auf Kostenerstattung gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs.3 SGB V in der
beantragten HÃ¶he.

1.

Konnte die Krankenkasse eine unaufschiebbare Leistung nicht rechtzeitig erbringen
oder hat sie eine Leistung zu Unrecht abgelehnt und sind dadurch den Versicherten
fÃ¼r die selbst beschaffte Leistung Kosten entstanden, sind diese von der
Krankenkasse in der entstandenen HÃ¶he zu erstatten, soweit die Leistung
notwendig war (Â§ 13 Abs.3 Satz 1 SGB V). GemÃ¤Ã� Â§ 199 RVO erhalten
versicherte Frauen Haushaltshilfe, soweit ihnen wegen Schwangerschaft oder
Entbindung die WeiterfÃ¼hrung des Haushalts nicht mÃ¶glich ist und eine andere
im Haushalt lebende Person den Haushalt nicht weiterfÃ¼hren kann. GemÃ¤Ã� Â§
38 Abs.4 SGB V sind den Versicherten die Kosten fÃ¼r eine selbst beschaffte
Haushaltshilfe in angemessener HÃ¶he zu erstatten, wenn die Krankenkasse keine
Haushaltshilfe stellen kann.

2.

Die KlÃ¤gerin war im fraglichen Zeitraum schwanger, eine andere im Haushalt
lebende Person konnte diesen nicht weiterfÃ¼hren, weil ihr Ehemann beruflich
bedingt ortsabwesend war und weitere geeignete Personen dem Haushalt nicht
angehÃ¶rten. Ihr war auch die WeiterfÃ¼hrung des Haushaltes
schwangerschaftsbedingt nicht mÃ¶glich. Wie das Sozialgericht zutreffend
ausfÃ¼hrt, besteht fÃ¼r die extrem restriktive Auslegung der Beklagten, dass die
Notwendigkeit einer Haushaltshilfe nur bei Ã¤rztlich vorgeschriebener
BettlÃ¤gerigkeit oder vergleichbaren ZustÃ¤nden zu gewÃ¤hren ist, kein Anhalt im
Gesetz. Es genÃ¼gt, dass schwangerschaftsbedingt HaushaltstÃ¤tigkeiten ganz
oder teilweise unmÃ¶glich sind. Ausreichend ist es, dass z.B. wegen der konkreten
Gefahr einer FrÃ¼hgeburt der Haushalt von der Schwangeren nicht mehr gefÃ¼hrt
werden kann.

Dies war zur Ã�berzeugung des Senates im streitigen Zeitraum der Fall, was
eindeutig medizinisch dokumentiert ist. Die KlÃ¤gerin war vom 14. bis 19.08.2003
in der gynÃ¤kologischen Abteilung des Krankenhauses L. stationÃ¤r behandelt
worden wegen FrÃ¼hgeburtsbestrebungen bei physischer Ã�berlastung. Nach
medikamentÃ¶ser Behandlung sowie "aufgrund der verordneten Bettruhe" â�� wie
der Entlassungsbericht ausdrÃ¼cklich auffÃ¼hrt â�� konnte die KlÃ¤gerin
entlassen werden mit der Ã¤rztlichen Empfehlung, sich kÃ¶rperlich zu schonen.
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Zudem bestand nach dem Attest des Dr.B. vom 20.08.2003 eine Cervixinsuffizienz
mit FrÃ¼hgeburtsbestrebung. Wie von ihm attestiert war die Haushaltshilfe nÃ¶tig,
um eine FrÃ¼hgeburt zu vermeiden. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt Dr.B. unter dem
15.09.2003 aus, dass VorwehentÃ¤tigkeit vorgelegen hatte, und somit eine
Risikoschwangerschaft bestand, denn bei kÃ¶rperlicher und psychischer Belastung
drohte eine FrÃ¼hgeburt. Dies korrelliert mit der Ã¤rztlichen Bescheinigung vom
22.10.2003 des Dr.B. , wonach bei der KlÃ¤gerin bereits bei dem stationÃ¤ren
Aufenthalt eine CervikalkanallÃ¤nge von 3,1 cm bestanden hatte als konkretes Indiz
der Gefahr einer FrÃ¼hgeburt. Hieraus ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats die
medizinisch bedingte jedenfalls im begehrten Umfange von vier Stunden tÃ¤glich
bestehende Notwendigkeit einer Hilfe zur WeiterfÃ¼hrung des Haushalts.

Etwas Anderes ergibt sich auch nicht aus den von der Beklagten eingeholten
Stellungnahmen des MDK. Denn insoweit hatte die Beklagte keine korrekte
Stellungnahme angefordert, sondern eine Stellungnahme zu einer Rechtsfrage, die
in ihrer Annahme mit der gesetzlichen Regelung in Â§ 199 RVO nicht in Einklang
stand. Angefragt hatte die Beklagte, ob bei der KlÃ¤gerin ein begrÃ¼ndeter
Einzelfall mit strikter Bettruhe vorliege. Hierauf bezogen hat der MDK ausgefÃ¼hrt,
dass diese angenommene Voraussetzung fÃ¼r die Genehmigung einer
Haushaltshilfe nicht erfÃ¼llt sei. Die Stellungnahme ist damit zur Beantwortung der
hier streitigen Frage ohne Wert.

Zudem ist der Beklagten vorzuhalten, dass sie der KlÃ¤gerin im November 2003
Leistungen der Mutterschaftshilfe in HÃ¶he von 315,56 EUR erbracht hat.

3.

Die Beklagte kann der KlÃ¤gerin deren Verhalten gegenÃ¼ber der Bundesagentur
fÃ¼r Arbeit, insbesondere die Nichtvorlage einer
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung oder die BeschrÃ¤nkung der Vermittelbarkeit
auf TeilzeitbeschÃ¤ftigungen, nicht entgegengehalten. Zwar darf das Verhalten von
Versicherten Dritten, insbesondere BehÃ¶rden gegenÃ¼ber, als Indiz fÃ¼r die
tatbestandlichen Voraussetzungen eines Leistungsanspruches gewertet werden.
Der Senat hÃ¤lt es im streitigen Fall zwar fÃ¼r mÃ¶glich, dass die KlÃ¤gerin gegen
ihre Pflichten als Arbeitslose verstoÃ�en haben kÃ¶nnte und deshalb eventuell ein
Anspruch auf Arbeitslosengeld im streitigen Zeitraum nicht bestanden hÃ¤tte.
Ebenso denkbar ist es aber, dass die KlÃ¤gerin sich der Vermittlung fÃ¼r z.B.
kÃ¶rperlich weniger belastende BÃ¼rotÃ¤tigkeiten, die mit der BÃ¼rde einer
HaushaltsfÃ¼hrung nicht vergleichbar sind, zur VerfÃ¼gung gestellt hatte und
damit zu Recht Arbeitslosengeld bezogen hatte. Ob die Beigeladene zu 1) insoweit
berechtigt gewesen wÃ¤re, die LeistungsgewÃ¤hrung aufzuheben oder gewÃ¤hrte
Leistungen zurÃ¼ckzufordern, ist jedoch nicht Gegenstand des hier streitigen
Verfahrens. In Anbetracht eines bestandskrÃ¤ftigen Bewilligungsbescheides ist von
einem rechtmÃ¤Ã�igen Leistungsbezug auszugehen.

Da die von der KlÃ¤gerin im Erstattungswege begehrten Kosten einer Haushaltshilfe
im beantragten Umfang entstanden, belegt und nachgewiesen sowie korrekt
berechnet sind, war die Beklagte auf die Berufung hin zur LeistungsgewÃ¤hrung zu
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verurteilen.

4.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich (Â§ 160 SGG).

Erstellt am: 30.06.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               6 / 6

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

